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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 196/06 B 

 

 

 
..........................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:   ................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. November 2006 durch  

den Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und  

K r u s c h i n s k y    

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 24. Mai 2006 wird als unzulässig  

verworfen.  

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung gestützte Be-

schwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 

und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der stän-

digen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der 

Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu 

auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG die grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt werden. Dazu ist zunächst darzutun, welcher 

bestimmten abstrakten Rechtsfrage in dem Rechtsstreit grundsätzliche Bedeutung beigemes-

sen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um 

an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, RdNr 181). Eine grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die 

Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. 

Es muss eine klärungsbedürftige Rechtsfrage aufgeworfen sein, welche bisher 

revisionsgerichtlich noch nicht - ausreichend - geklärt ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17). 

Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze 

herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung 

oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden 

Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 65 und 66; Kummer, 

Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 116 ff). Die Rechtsfrage darf sich nicht auf den 

Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach unrichtigen rechtlichen Maßstäben 

entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 58). Diesen 

Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Die Klägerin weist unter Darlegung des Urteils des BSG vom 24. Februar 2004 (- B 2 U 

13/03 R - SozR 4-5671 Anl 1 Nr 3101 Nr 1) darauf hin, dass die Frage zu klären sei, ob die von 

ihr durchgeführten Tätigkeiten besonders hepatitisgefährdend waren. Als im Rahmen der Revi-

sion zu klärende Frage formuliert sie: "Reicht für die Annahme, dass ein im Gesundheitsdienst 

Beschäftigter bei der versicherten Tätigkeit einer besonderen Infektionsgefährdung gegenüber 

Hepatitis C ausgesetzt war, aus, dass infolge der Art der beruflichen Tätigkeit und der 

Häufigkeit der damit verbundenen Kontakte die Gefahr einer Hepatitis-C-Infektion signifikant 

gegenüber der für die normale Bevölkerung bestehenden Gefahr erhöht war?"  
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Damit hat die Klägerin indes eine über den Einzelfall hinausreichende abstrakte Rechtsfrage 

nicht dargelegt. Es wird nicht deutlich, welche rechtliche Frage über die vom erkennenden 

Senat zur Konkretisierung des Tatbestandes der Berufskrankheit Nr 3101 der Anlage zur 

Berufskrankheiten-Verordnung bereits entwickelten Grundsätze (aaO) hinaus zur Entscheidung 

stehen soll. Die von der Klägerin selbst erwähnte dritte Fallgruppe der durch die Art der 

Tätigkeit besonderen Gefährdung gegenüber Hepatitis deckt die von der Klägerin genannte 

Kategorie einer "signifikant" erhöhten Ansteckungsgefahr ohne weiteres ab. Dass die vom 

erkennenden Senat entwickelten rechtlichen Grundsätze (aaO) etwa nur die Hepatitis B 

beträfen und daher für die Hepatitis C weiterer Klärungsbedarf bestehe, hat die Klägerin zwar 

behauptet, nicht aber schlüssig dargestellt. Es trifft auch nicht zu. Gerade die dritte Kategorie 

der besonderen Hepatitisgefährdung nach der Art der Tätigkeit erlaubt eine differenzierte 

Anwendung für alle Arten der Hepatitis je nach dem Grad der Ansteckungsgefahr und der 

näheren Umstände der Ansteckungswege.  

 

Im Übrigen beschränkt sich die Beschwerdebegründung auf die Frage, ob im vorliegenden Ein-

zelfall die von der Klägerin als Arzthelferin in einer orthopädischen Praxis durchgeführten Tätig-

keiten (Verabreichung von Injektionen, Blutentnahmen und laborchemische Blutuntersuchun-

gen) besonders gefährdend gegenüber Hepatitis C waren. Diese einzelfallbezogene Fragestel-

lung kann indes nicht zur Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung führen.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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